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nen einjährigen Diskussionsprozess in
Gang gesetzt mit unterschiedlichen
Partnern, und wir haben begonnen,
strukturelle Entscheidungen, die wir
treffen mussten, umzusetzen. 

Klassenfahrten genehmigt

Dritter Sachverhalt – Klassenfahr-
ten: Eigentlich macht mich die Debatte
ziemlich wütend und eigentlich kann
ich Ihnen nur sagen: Zahlreiche Schü-
lerinnen und Schüler gehen auf Klas-
senfahrt, zahlreiche Beantragungen
gibt es, Lehrerinnen und Lehrer gehen
auf Klassenfahrt und an vielen Stellen
dieses Freistaates gibt es dazu keine
Diskussion, aber akzeptiert: Dort, wo
es Probleme gibt, muss man sich diese
anschauen. Lehrerinnen und Lehrer
haben früher keine Dienstreisekosten
erhalten. Wenn sie es versucht haben,
wurde es abgelehnt. Den Durchbruch
gab es erst, als das Bundesarbeitsge-
richt 2012 entschieden hat, dass das
nicht so sein kann. Alle bis zum 30.
April eingereichten Klassenfahrten
sind bis zum 31. Mai genehmigt wor-
den. Im zweiten Schritt wird man dann
überlegen, inwiefern man Skilager und
Chorlager unterstützt, welche Möglich-
keiten man da hat. 

1.000 Lehrerinnen und Lehrer

Vierter Punkt: Wir bringen auch
mehr Lehrkräfte in die Schulen. Man
kann viel darüber diskutieren, wie viele
es sein müssten. Man kann auch dar-
über diskutieren, wie man die Vertre-

Am ersten Tag des neuen Schul-
jahres in Thüringen, am 11. August,
war die Bildungspolitik Gegenstand
einer Sondersitzung des Thüringer
Landtags. Beantragt von der CDU-
Fraktion unter dem Titel „Schluss
mit dem Bildungschaos in Thürin-
gen – Schulen brauchen Verlässlich-
keit und engagierte Lehrer statt
neuer Reformen“. Nach der Debatte
stellte der Bildungspolitiker der
Linksfraktion, Torsten Wolf, fest:
„Die CDU hat im Bereich Bildung
keine Kompetenzen mehr. Statt Lö-
sungen für die Herausforderungen
der Zukunft zu bieten, ist sie in ei-
ner Bunkermentalität gefangen. In-
tegration aller in Bildung, ganztägi-
ges Lernen, ein aufgabengerechtes
Besoldungsgesetz und Lehrerneu-
einstellungen nach dem Personal-
entwicklungskonzept Schule sind
der CDU in ihrem bislang schlechte-
sten Antrag in dieser Legislatur kei-
ne Silbe wert.“

Der Antrag biete „wenig mehr als ei-
ne Auflistung aller Probleme, über die
wir im Bildungsausschuss in den letz-
ten sieben Sitzungen gesprochen ha-
ben und zu denen das Ministerium lan-
ge und breit berichtet hat“. Dazu habe
die CDU einige wenige Forderungen
gestellt, die entweder bildungspoli-
tisch falsch oder rechtlich nicht um-
setzbar seien. Eine solche Politik ent-
behre völlig des konstruktiven Ele-
ments. 

Nur Krach machen, ist zu wenig

Der LINKE-Abgeordnete verwies in
diesem Zusammenhang auch darauf,
dass in den Haushaltsberatungen im
Landtag durch die CDU nicht ein einzi-
ger Vorschlag zur Aufstockung oder
Umschichtung von Mitteln eingebracht
wurde. „Nur Krach zu machen, ist zu
wenig. Eine bildungspolitische Linie
mit entsprechenden konkreten Umset-
zungsvorschlägen ist bei der CDU
nicht zu erkennen. Nichts zur Personal-
steuerung, nichts zur finanziellen Aus-
stattung des Bildungsbereichs, Abkehr
vom Mitziehen in der Inklusionsfrage.
Die CDU ist mit ihrem Antrag am
Schuljahresanfang durchgefallen.“

Zu Beginn der Plenarsitzung hatte
Dr. Birgit Klaubert, Ministerin für
Bildung, Jugend und Sport, einen
Sofortbericht gegeben (Auszüge
aus dem Plenarprotokoll):

Seit dem 1. August sind 1.091 Erzie-
herinnen und Erzieher in den Landes-
dienst gewechselt. Sie sind als Kom-
munalbedienstete – zum großen Teil
aus befristeten Arbeitsverhältnissen –
in unbefristete Arbeitsverhältnisse
beim Land übergegangen. Der Betrieb
in den Horten geht reibungslos weiter,
keiner blieb geschlossen, eingespielte
Teams blieben zusammen, Eltern
mussten nicht um die Betreuung ihrer
Kinder bangen und die Kinder werden
weiterhin nach der Schule und vor der
Schule in vertrauter Umgebung be-
treut. Alle Unkenrufe, die es vorher
gab, sind damit ad absurdum geführt. 

Nun beginnt der nächste Schritt, die
guten Erfahrungen aus dem Modellver-
such fortzuschreiben und ganztätige
Angebote übrigens auch. Ich hoffe,

dass der Landesgesetzgeber dann mit-
geht einschließlich der Oppositions-
fraktion CDU, die entsprechenden
ganztägigen Angebote auch auf die
Klassenstufen 5 und 6 zu erweitern. 

Wir haben auch das Berufsschulnetz
zukunftssicher gemacht. Über Legisla-
turperioden hinweg sind im Berufs-
schulbereich aus verschiedenen Grün-
den Entscheidungen verschleppt wor-
den. Seit dem Schuljahr 2000/2001
haben wir es mit einer Halbierung der
Schülerzahlen zu tun. 

Strukturelle Entscheidungen

Wir haben in Thüringen die teuerste
Ausbildung in den berufsbildenden
Schulen. 6.200 Euro geben wir pro
Kopf aus. Nun könnte ich sagen: Das
ist gut so. Wir sparen nicht an Bildung,
wir wollen dieses Geld auch ausgeben.
Aber wenn man die teuerste Berufs-
ausbildung hat und die qualitativen Ef-
fekte nicht eintreten, wenn wir ein
Viertel unterfrequentierte Klassen ha-
ben, wenn wir im Bereich spezifischer
Fächer händeringend nach Fachkräf-
ten suchen und wenn wir eine zurück-
gehende Nachfrage nach dualer Aus-
bildung haben, dann muss man überle-
gen, wie mit diesem Umstand umge-
hen. Da sage ich auch: Warum haben
Sie das vorher nicht angepackt?

Was ich als erstes auf den Tisch be-
kommen habe, waren Bescheide zur
Schließung zahlreicher Ausbildungs-
einrichtungen. Diese haben wir nicht
unterschrieben. Wir haben in den ver-
schiedenen Regionen Thüringens ei-

tungsreserve stabiler machen kann.
Ich hoffe, Sie an der Seite zu haben,
wenn wir den Doppelhaushalt
2018/2019 aufstellen. 

Thüringen hat die ältesten Lehrer.
Richtig. Sie sind übrigens nicht unter
Rot-Rot-Grün unter besondere Alte-
rungsstufen gekommen. Sie sind tat-
sächlich – wie Sie und ich – jedes Jahr
ein Jahr älter geworden. Wenn man al-
so jahrelang nicht einstellt und eine
mittlere Lehrergeneration in den Leh-
rerzimmern völlig fehlt, dann kann ich
nur feststellen: Dann haben wir es
eben mit älteren Kolleginnen und Kol-
legen zu tun. Eines sage ich Ihnen
auch: Die Diffamierung dieser Kollegin-
nen und Kollegen, nur weil sie älter
sind, lasse ich auch nicht zu. Sie brin-
gen einen Erfahrungsschatz in die
Schule. Aber aufgrund Ihrer verfehlten
Einstellungspolitik konnten sie das
nicht der nächsten Generation überge-
ben. Jetzt haben wir unter Rot-Rot-
Grün 1.000 neue Kolleginnen und Kol-
legen in die Schulen gebracht.

Schulgesetz wird novelliert

Nächster Punkt: Schulgesetz. Ja, wir
wollen das Schulgesetz novellieren.
Gesellschaft verändert sich und Schu-
le muss auf solche Veränderungspro-
zesse eingehen. 2013, in der letzten
Legislaturperiode, wurde der Entwick-
lungsplan „Inklusion“ dem Thüringer
Landtag vorgelegt. Alle Fraktionen ha-
ben zugestimmt! Und wir gehen mit
der Überarbeitung des Schulgesetzes
nun den nächsten Schritt. Übrigens,
fast alle anderen Bundesländer haben
inzwischen ein solches Schulgesetz.
Aber wir wollen uns auch ausreichend
Zeit nehmen und wir wollen die Erfah-
rungen der unterschiedlichen Partne-
rinnen und Partner in diesen Prozess
einfließen lassen.

Beitragsfreies Kita-Jahr kommt

Wir bringen das beitragsfreie Kinder-
gartenjahr mit dem Doppelhaushalt
2018/2019 auf den Weg. Wir haben
gesagt, das Landeserziehungsgeld
wird dafür eingesetzt. Wir sind im Ge-
spräch und werden das bis zum Jahres-
ende sehr transparent und öffentlich
machen. Wir haben auch im Koalitions-
vertrag verankert, dass wir uns mit den
kommunalen Spitzenverbänden und
den Trägern zusammensetzen. Die
müssen nämlich am Ende auch diese
Last tragen. Dass wir mit ihnen bera-
ten, welches dieses Jahr sein soll. Aber
es wird der Einstieg in Gebührenfrei-
heit im vorschulischen Bereich sein. Es
wird ein gebührenfreies Kindergarten-
jahr geben und die Voraussetzungen
werden wir gesetzgeberisch in unse-
rem Haus und haushalterisch mit dem
Doppelhaushalt 2018/2019 veran-
kern. Wir sollten also wirklich über gu-
te Bildung reden. Schule braucht enga-
gierte Lehrerinnen und Lehrer.             

MdL Torsten Wolf zur Landtagssondersitzung zur Bildungspolitik in Thüringen

Am Rande der Landtagssitzung am 11. August hatte Infrastrukturministerin Bir-
git Keller im Beisein der Ministerin für Bildung, Jugend und Sport, Dr. Birgit Klau-
bert, an den Bürgermeister der Stadt Suhl, Klaus Lamprecht, einen Fördermittelbe-
scheid in Höhe von 2,3 Millionen zum Umbau der Sporthalle Wolfsgrube überge-
ben. Die Suhler Landtagsabgeordnete Ina Leukefeld: „Ich freue mich. Rot-Rot-Grün
hält Wort!“. Und Birgit Keller betonte: „Suhl hat sich als Volleyball-Standort einen
Namen erkämpft – den müssen wir erhalten. Die Spielerinnen aber auch die vielen
treuen Fans des Vereins und die sportbegeisterten Bürger der Region haben das
verdient.“ Die Arbeiten in zwei Bauabschnitten sollen im Herbst 2017 abgeschlos-
sen sein.                                                                       Foto: Dr. Steffen Kachel        

Umbau der Suhler Sporthalle kann beginnen


